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Molekularer Wasserstoff (H2) soll auch zur Energiewende beitragen. Tirol will sich hier im Anwendungsbereich strategisch positionieren. Foto: iStock

Wasserstoffkorridor Brenner
als Teil der Energiezukunft

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Der 2028 in Be-
trieb gehende Brennerbasis-
tunnel soll die Verlagerung
des Schwerverkehrs von der
Straße auf die Schiene garan-
tieren. Parallel dazu ist es aber
auch erklärtes Ziel, die Mobi-
lität entlang des Brennerkor-
ridors und dessen Seitentä-
lern grüner zu gestalten. Aus

Sicht der Europaregion Tirol,
Südtirol und Trentino wird
auch ein Teil der Emissions-
verringerung im Verkehrsbe-
reich in der Wasserstofftech-
nologie liegen. Bereits Mitte
November hat sich der EVTZ-
Vorstand der Europaregion
darauf geeinigt, dass die drei
Länder hierfür bis Ende Ap-
ril 2020 ein Pilotprojekt unter
dem Titel „Wasserstoffkor-
ridor Brenner“ ausarbeiten
und – im Falle einer (Förder-)
Genehmigung durch die Eu-
ropäischeKommission–auch
umsetzen sollen. Hierfür ist
ein Budget von 150.000 Euro
bereitzustellen.
Die Landesregierung hat

nun diese Woche ein dies-
bezügliches Abkommen be-
schlossen. Demzufolge soll

Tirol bei der Projektentwick-
lung dieses Wasserstoffkor-
ridors und Ausarbeitung des
diesbezüglichen Förderan-
suchens die Federführung
übernehmen.
Abgestimmt soll dieses Eu-

regio-Projekt mit der „Tiroler
Wasserstoff-Strategie 2030“
werden. Selbige liegt seit Kur-
zem von Seiten der Lebens-
raum Tirol Holding GmbH
vor. Die Studie zeigt nicht nur
den Status quo zum Thema
Wasserstoff im europäischen
Raum, sondern auch jenen in
Tirol und mögliche Potenzia-
le in der Umsetzung auf.
Das Strategiepapier kommt

zu demSchluss, dass einmög-
licher künftiger Wasserstoff-

einsatz in Tirol neben den
Bereichen Erzeugung und
Speicherung insbesondere im
Bereich der Nutzfahrzeuge im
regionalenwieüberregionalen
Personen- wie Güterverkehr
eine Rolle spielen könnte.
Während der Einsatz von

grünem Wasserstoff (erzeugt
aus erneuerbaren Energie-
quellen) im Bereich von Ge-
bäudeheizungen nur sehr
eingeschränkt empfohlen
wird und das Potenzial zur
Direktanwendung inderTiro-
ler Industrie bis 2030 nur als
eher gering eingestuft wird,
ist im Verkehrsbereich das
Gegenteil der Fall. Obwohl
auch dort E-Konzepte den
Vorrang genießen werden,

könnten wasserstoffbasier-
te Brennstoffzellenfahrzeuge
zum Einsatz kommen, wenn
mit E-Fahrzeugen nicht aus-
reichende Distanzen erzielt
werden können, so die Stu-
die. In Tirol könnten bis 2030
zur Abdeckung des Bedarfs
fünf Wasserstofftankstellen
(Kufstein, Jenbach, Inns-
bruck, Brenner und Landeck)
entstehen.
Die Studienautoren sehen

es grundsätzlich für sinnvoll
an, Tirol für Wasserstoffan-
wendungen als „Leuchtturm-
region“ zu positionieren.
Hierfür sprächen u. a. das
hohe Wasserkraftpotenzial
zur Herstellung von grünem
Wasserstoff sowie innovative
Unternehmen (siehe Fakt-
box). Entsprechende Struktu-
ren aufzubauen sei aber nur
länderübergreifend sinnvoll.
Und hier schließt sich der
Kreis zur Europaregion.
Seit die neue türkis-grüne

Bundesregierung das Mot-
to ausgegeben hat, nicht erst
2050, sondern bereits im Jahr
2040 klimaneutral zu sein, ist
auch in Tirol in Sachen De-
karbonisierung Justierbedarf
gegeben. Das haben LH Gün-
ther Platter (VP) und LHStv.
Ingrid Felipe (Grüne) erst un-
längst bestätigt. Bis Ende des
Jahres sollen die Tiroler Pläne
evaluiert und adaptiert sein.

Tirol soll gemeinsames Euregio-Pilotprojekt im Verkehrsbereich
vorantreiben. Neue „Wasserstoff-Strategie 2030“ wird dabei einfließen.

Tankstelle: In Innsbruck wurde
die erste öffentliche Wasserstoff-
tankstelle Tirols im Mai 2015
in Betrieb genommen. Der dort
vertriebene Wasserstoff wird aber
noch aus fossilen Energieträgern
gewonnen und per Lkw angeliefert.
Die Tankstelle ist Teil des „Green
Corridor“ (Wasserstoffautobahn von
Kopenhagen bis Verona).

Zillertalbahn: Als erste Schmal-
spurbahn der Welt soll die Ziller-
talbahn mit Wasserstoff fahren.
Der Regelbetrieb ist ab 2022/23

geplant. Eine Wasserstoffprodukti-
on vor Ort soll aufgebaut werden.
Das Projekt ist im Tal umstritten.

MPreis: Mit Partnern will die Firma
MPreis in Völs eine Wasserstoffer-
zeugungsanlage errichten. Damit
soll zuerst der Bäckereibetrieb,
dann auch der Fuhrpark umgerüs-
tet werden.

Tiwag: Der Landesenergieversorger
will in Kufstein ein Wasserstoffzen-
trum für 20 Mio. € errichten. Start
soll im Jahr 2022 sein.

Wasserstoffprojekte in Tirol

Hintergrund

Land stoppt
Kraftwerk
Obere Isel

Von Peter Nindler

Innsbruck, Virgen – Es ist ein
Kraftwerksprojekt, das jah-
relang zu heftigen Diskus-
sionen in der Öffentlichkeit
geführt hat. Nach einer posi-
tiven Volksbefragung wurde
Ende 2012 die Umweltver-
träglichkeitserklärung für das
Kraftwerksvorhaben Obere
Isel im Virgental eingereicht.
Die Gemeinden Virgen und
Prägraten forcierten mit aller
Vehemenzdas 147-Millionen-
Euro-Kraftwerk und haben
sich mit jeweils 50.000 Euro
an der dortigen Kraftwerksge-
sellschaft beteiligt.
Von Anfang an standen al-

lerdings die Vorzeichen in
mehrfacher Hinsicht nicht
gut: Zum einen fiel die Be-
wertung nach dem vom Land
Tirol erstellten Kriterienkata-
log Wasserkraft negativ aus.
Andererseits kollidierten die
Kraftwerkspläne mit den Na-
tura-2000-Schutzgebieten.
Das Land Tirol hat bekannt-
lich die gesamte Isel als euro-
päisches Schutzgebiet nach
Brüssel gemeldet und ausge-
wiesen. Dem waren ebenfalls
intensive Diskussionen und
Auseinandersetzungen vor-
ausgegangen.
Das Land empfahl den Pro-

jektbetreibern, das Kraftwerk
nicht mehr weiterzuverfol-
gen, 2015 wurde das Verfah-
ren deshalb ruhend gestellt.

Aber nicht beendet.
Irgendwieschwangnachwie

vor dieHoffnungmit, dass das
Projekt doch noch umgesetzt
werden könnte. Jetzt wur-
de allerdings ein endgültiger
Schlussstrich gezogen, weil
die Auflagen einfach nicht zu
erfüllen sind. Das Land woll-
te das Verfahren abschließen,
keine weiteren Fristverlänge-
rungen gewähren, und been-
dete es aus formalen Grün-
den. Man hat den Antrag für
die Umweltverträglichkeits-
prüfung zurückgewiesen.
Das Kraftwerk Obere Isel

scheiterte bereits an der Na-
turverträglichkeitsprüfung,
wie es heißt. Es sei nicht mit
den naturschutzrechtlichen
Vorgaben bzw. Auflagen in
Einklang zu bringen. Das ak-
tuelle Vorhaben ist Geschich-
te, das bedeutet allerdings
nicht, dass nicht vielleicht
doch ein neues eingereicht
wird. Aber mit einem kom-
pletten Neustart.
Die Umweltorganisation

WWF hat laut ihrem Natur-
schutzexperten Christoph
Walder übrigens Beschwerde
gegen den positiven Bescheid
für das Kraftwerk am Isel-Zu-

bringer Schwarz-
ach eingebracht.

Das geplante Kraftwerk Obere Isel in
Osttirol wurde 2015 vorerst ruhend ge-
stellt. Jetzt hat das Land das Umwelt-
verfahren (UVP) zurückgewiesen.

Im Internet:
Weitere Informationen finden Sie
auf www.tt.com

Die Steinmandln an der Oberen Isel bekommen keine Konkurrenz, das
Land hat die UVP für das geplante Kraftwerk zurückgewiesen. Foto: Brunner

Politik in Kürze

Der Untersuchungsaus-
schuss zur ausgelager-

ten Flüchtlingsgesellschaft
Tiroler Soziale Dienste (TSD)
steuert auf eine schwierige
Situation zu. Die Grenzzie-
hung über den Befragungs-
rahmen zum operativen Ge-
schäft der TSD ist eine enge,
trotzdem gibt es für die ge-
ladenen Auskunftspersonen
Grauzonen. Das erläuterte
gestern Arno Kahl, der Lei-
ter des Instituts für Öffentli-
chesRecht anderUniversität
Innsbruck. Zugleich meinte
er, dassmit Ausgliederungen

aus der öffentlichen Verwal-
tung ein Kontrollverlust für
U-Ausschüsseverbundensei.
Öffentliches Interesse nach
Aufklärung pralle auf die An-
liegen der Gesellschaft.
Für FPÖ-Chef Markus Ab-

werzgerstehtdieFlüchtlings-
gesellschaft im alleinigen
Eigentum des Landes Tirol.
„Ich erinnere nochmals dar-
an, dass es einzig und allein
an der Landesrätin Gabrie-
le Fischer (Grüne) bzw. der
Regierung liegt, die Aktenof-
fenlegung und das Aussage-
verhalten der Mitarbeiterin-

nen undMitarbeiter frei und
transparent zu gestalten.“
Die schwarz-grüne Landes-
koalition dürfe sich nicht
hinterGutachten verstecken,
interpretiert NEOS-Klubchef
DominikOberhoferdasGut-
achten als „Kann-Bestim-
mung“. Die Landesregierung
könne alle notwendigen Ak-
ten vorlegen. „Sich über den
Aktenbegriff zu streiten, teu-
re Gutachten zu beauftragen
unddamit sinnlosSteuergeld
für politisches Hickhack zu
verschwenden, ist eindeutig
der falsche Weg.“ Demons-

trativ stellt sich Oberhofer
hinter Verfahrensleiter Gün-
ther Böhler. Der Ausschuss
wird jedenfalls am19. Febru-
ar fortgesetzt.

Die mit dem deutschen
Verteidigungsministe-

rium abgeschlossene Ab-
sichtserklärung („Letter
of Intent“), dass sich die
Bundeswehr an notwen-
digen Investitionen für die
Modernisierung des Trup-
penübungsplatzes Lizum/
Walchen beteiligt, sorgt für
Spekulationen. Die Verein-

barung wurde bereits unter
Ex-Verteidigungsminister
Mario Kunasek (FPÖ) an-
gebahnt. Gegenüber der TT
weist Kunasek aber darauf
hin, dass in seiner Minister-
ära bis Ende Mai 2019 kein
„Letterof Intent“unterzeich-
net worden sei. Jedenfalls
gab es gestern Abend dazu
ein Gespräch am Rande des
Hahnenkammrennens in
Kitzbühel zwischen Landes-
hauptmann Günther Plat-
ter und der neuen Vertei-
digungsministerin Klaudia
Tanner, ebenfalls ÖVP. (pn)

Lizum: Unter Kunasek angebahnt, aber nicht vereinbart

Professor Arno Kahl spricht von
einem Kontrollverlust. Foto: Uni Innsbruck


